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CDU-Erfolg in Hamburg 

Helmut Kohl: Wir kämpfen 
Weiter um jede Stimme 
"as Hamburger Wahlergebnis ist eine großarti- 
ge Bestätigung der Arbeit der Partei, der Arbeit 
Jon Hartmut Perschau und Jürgen Echternach. 
Es ist aber selbstverständlich auch eine Bestäti- 
gung der Bonner Regierungspolitik sowie der Ar- 
De>t, die die Bundesregierung geleistet hat. Das 
Sagte Helmut Kohl auf der Pressekonferenz 
nach der Präsidiums- und Bundesvorstandssit- 
*ung in Bonn. 

ur die Bundestagswahlen heißt das, daß wir auch 
nach diesem Ergebnis, dem zweiten großartigen Er- 
gebnis nach den Wahlen in Bayern, um jede Stimme 
Kämpfen müssen. Es kann gar keine Rede davon 
je,n, daß die Wahl zum Bundestag entschieden ist. 
ph habe nicht ohne Grund in der Fernsehdiskus- 

Sl°n der Parteivorsitzenden gesagt: Wir kämpfen um 
Jec*e Stimme, wir haben weder eine Stimme zu ver- 
denken, noch eine Stimme zu verleihen. Wir brau- 

sen jede Stimme, denn die Wahl ist erst am 25. Ja- 
n^ar um 18 Uhr entschieden und keine Minute zu- 
^or. Wir sind in der glücklichen Lage, daß unsere 

0,itik, daß die Arbeit in diesen vier Jahren von ei- 
ne,T» immer größer werdenden Teil unserer Bevölke- 
rUng nicht nur verstanden, sondern auch akzeptiert 
^d unterstützt wird. Das gibt uns eine sehr gute 
Aus 

Ei 
gangsposition für den Wahltag am 25. Januar. 

, .lne ganz wichtige Erfahrung, die über Hamburg 
'naus geht, ist die Motivation der Partei. Ich bin ja 

(Fortsetzung Seite 2) 
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unentwegt an jedem Wochenende in ir- 
gendeinem Teil der Bundesrepublik im 
Einsatz. Am Samstag war der erste ge- 
meinsame Parteitag nach der Konstituie- 
rung der vereinten Landespartei in Nord- 
rhein-Westfalen. Ich selbst habe in Mün- 
ster auf diesem Parteitag gesprochen. Es 
ist ein Bundesland, in dem wir aufgrund 
der Wahlniederlage bei der letzten Land- 
tagswahl unsere Probleme hatten. Ich ha- 
be den festen Eindruck gewonnen, daß 
die Partei auch in Nordrhein-Westfalen 
wieder Fuß gefaßt hat und bereit ist, sich 
kämpferisch einzusetzen. Ähnliches habe 
ich bei der großartigen Frauenkundge- 
bung in Offenburg erlebt. Eine vergleich- 
bare Kundgebung bringt keine andere 
Partei in der Bundesrepublik zusammen. 

Nun eine kurze Bemerkung zu den ande- 
ren Parteien, vor allem zur SPD. Die 
Wahlniederlage der SPD hat einen erd- 
rutschartigen Charakter. Der Stimmen- 
verlust der SPD von fast zehn Prozent in 
einer traditionellen Hochburg zeigt, daß 
die Politik der SPD in Hamburg, aber 
auch die Politik der SPD im Bundesge- 
biet, von den Wählern nicht mehr akzep- 
tiert wird. Jeden in der SPD-Führung 
muß es eigentlich nachdenklich stimmen, 
daß die SPD in Bayern, also im Süden 
unseres Landes, und in Hamburg, im 
Norden unseres Landes, bei Wahlen, die 
binnen vier Wochen stattfanden, jedes- 
mal das schlechteste Ergebnis seit Grün- 
dung der Bundesrepublik Deutschland zu 
verzeichnen hat. Das ist ein Hinweis dar- 
auf, daß die Politik der SPD in sich nicht 
mehr überzeugend, in sich nicht mehr 
schlüssig ist. Wenn das Ergebnis in Ham- 
burg sich einmal im einzelnen analysieren 
läßt — die Unterlagen sind jetzt noch zu 
karg, um hier seriöse Urteile über Wäh- 
lerwanderungen oder Wähleraustausch 
abgeben zu können —, wird sich sicher 
eines zeigen, was man jetzt schon erken- 
nen kann: daß vor allem ein Teil der tra- 

Jungwähler- 
Veranstaltung mit 
Kohl und Geißler 
Unter dem Motto „Junge Menschen sa- 
gen ja zur Zukunft; Miesmachen ist out 
— Mitmachen ist in" findet am Sams- 
tag, dem 22. November 1986, in den 
Messehallen 6-8 in Köln die ganztägige 
Jungwähler-Veranstaltung statt. Als 
Hauptredner werden Bundeskanzler 
Helmut Kohl sowie Generalsekretär 
Heiner Geißler erwartet. Ein Grußwort 
wird der NRW-Landesvorsitzende Kurt 
H. Biedenkopf sprechen. Von 12.30 bis 
14.30 Uhr besteht für die Teilnehmer 
die Möglichkeit, an zehn Diskussions- 
foren teilzunehmen. 
Anmeldungen für diese Veranstaltung 
sind an die 
CDU-Bundesgeschäftsstelle, 
Abteilung Organisation, 
5300 Bonn 1, zu richten. 
Nach Ende der Jungwähler-Veranstal- 
tung findet im Rahmen des Deutsch- 
landtages der Jungen Union um 18 Uhr 
eine Disco-Veranstaltung in der Messe- 
halle 7 statt. Hierzu sind alle Teilneh- 
mer der Jungwähler-Veranstaltung 
herzlich eingeladen. 

ditionellen SPD-Wähler in der Arbeiter- 
und Facharbeiterschaft entweder zu Haü' 
se geblieben, oder zu anderen demokrati* 
sehen Parteien nicht zuletzt zu uns, zur 
CDU gegangen ist. 
Mit einem Wort, wir sind der Überzeu- 
gung, daß dieses Ergebnis unsere Politik 
in Hamburg und in Bonn bestätigt hat. 
Wir sind der Überzeugung, daß wir eine 
sehr gute Ausgangsposition haben für 
den 25. Januar 1987, aber wir wissen 
auch, daß wir um jede Stimme kämpfe11 

müssen. Es gilt jetzt, die verbleibenden 
siebzig Tage zu nutzen. Das ist auch der 
Wille und die Entschlossenheit des Vor- 
stands der CDU Deutschlands. 
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Hartmut Perschau: 

Im Interesse Hamburgs zur 
Zusammenarbeit bereit 
&er Spitzenkandidat der CDU in 
Hamburg erklärte auf derselben Pres- 
sekonferenz: Das Wahlergebnis, das 
heute vorliegt, zeichnete sich in den 
•etzten Monaten nicht so ohne weiteres 
a». Wir hatten vor der Sommerpause 
JJ1 den Umfragen noch ein Bild, das die 
£pD bei 51 Prozent zeigte, die CDU 
Jf > 34, die FDP bei vier und die 
Grünen bei sieben bis acht Prozent. 

^°er seit der Sommerpause hat eine all- 
mähliche und stärker formierende Stim- 
j^ungsveränderung in der Bundesrepu- 

"k Deutschland stattgefunden mit ei- 
nem wachsenden, sehr angenehmen Rük- 
kenwind aus Bonn. Das Großklima hat 
>ch positiv zu unseren Gunsten verän- 
ert und das hat sicherlich unsere Argu- 

mentation sehr viel leichter und sicher- 
en auch sehr viel wirksamer gemacht. 

jjn glaube, daß der Wahlkampf der 
Hamburger Bevölkerung sehr deutlich 
^emacht hat, daß die CDU vom ersten bis 
,Vm 'etzten Tag in der Offensive war und 
le Themen des Wahlkampfes alleine be- 
^nimt hat. Die SPD war immer in der 

eiensive und hat auf jede programma- 
ble und inhaltliche Aussage verzichtet, 

h lrj\aben die Themen „Innere Sicher- 
't  im Zusammenhang mit der Krimi- 

a'itätsentwicklung und mit der Entwick- 
„   8 der Hausbesetzerszene an der Ha- 
d

enstraße besetzt. Wir haben das Thema 
t- 

r Abkopplung Hamburgs von der posi- 
8ehn Wirtschaftsentwicklung des Bundes 

nabt mit einer dramatisch wachsenden 
rbeitslosigkeit, minimalem Wirtschafts- 

L 
ke*t Und noner Jugendarbeitslosig- 

!t- Wir haben die Themen „t .teuerste 

Stadt" und „Abwanderung" in den Wahl- 
kampf eingeführt. Wir haben natürlich im 
Stammland der „Neuen Heimat" ein The- 
ma gehabt, das den 30 Jahre währenden 
SPD-Genossenfilz in ganz besonderer 
Weise charakterisiert hat. Das „Neue- 
Heimat-Thema", die ganze „Neue-Hei- 
mat-Tragödie" ist nur möglich gewesen, 
weil in Hamburg über viele Jahre die Ge- 
nossen, bei allem was bei der Neuen Hei- 
mat geschah, immer beide Augen zuge- 
drückt haben. 
Die Sozialdemokraten haben in diesem 
Wahlkampf sowohl in den Plakaten wie 
auch in den Anzeigen kein einziges Argu- 
ment transportiert. Wer in Hamburg war, 
hat es im Straßenbild gesehen: es gab nur 
ein einziges Plakat mit dem Bürgermei- 
ster, da stand drauf, „Dohnanyi für Ham- 
burg und Hamburg für Dohnanyi". Dann 
stand auf Plakaten nur noch „Hingehen 
SPD". Auf einem anderen Plakat stand 
„Wählen SPD" und in der letzten Woche 
stand dann „Sonntag wählen — SPD" 
und am Sonnabend stand dann „Morgen 
wählen — SPD". Dieses war die einzige 
inhaltliche Aussage. Es hat darüber hin- 
aus keine gegeben und deshalb war es 
sehr leicht für uns, die Themen zu bestim- 
men. 

Die SPD hat Stimmen an alle drei Par- 
teien abgegeben. Sie hat an die Grünen 
und an uns verloren, weil die SPD einen 
Spagat versucht hat, den sie politisch 
nicht durchhalten konnte. Man kann 
nicht mit dem gleichen Bürgermeister ei- 
nerseits eine Verbesserung der Standort- 
rahmenbedingungen Hamburgs beschwö- 
ren und andererseits den Ausstieg aus der 
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Kernenergie in einer Stadt erklären wol- 
len, die zu 75 Prozent ihrer Stromversor- 
gung von der Kernenergie abhängig ist. 
Wir haben in dieser letzten Zeit sehr viele 
Fensterreden von den SPD-Politikern aus 
dem „rechten Fenster" gehört und gleich- 
zeitig im letzten halben Jahr einen immer 
bedrückenderen Versuch erlebt, die Wan- 
derung linker SPD-Wähler zu den Grünen 
zu stoppen. Das hat dazu geführt, daß die 
SPD auf beiden Seiten Glaubwürdigkeit 
verloren hat. 

Wir haben in dieser Situation sicherlich 
durch den hervorragenden Einsatz der 
Bundespartei, durch die Hilfe des Bun- 
deskanzlers, der mehrfach in Hamburg 
war, durch den Einsatz des gesamten 
Bundeskabinetts eine Stimmung erzeugt, 
die in der Demoskopie meßbar von 
Woche zu Woche im Wahlkampf für uns 
besser und für die SPD negativer wurde. 
Und in den letzten vier Wochen vor der 
Wahl gingen alle Linien für die CDU 
nach oben und alle Linien für die SPD 
nach unten. 
Ich glaube, daß dieses Wahlergebnis uns 
nun vor eine sehr überschaubare Proble- 
matik gestellt hat. Wir haben drei Par- 
teien in der Hamburger Bürgerschaft: die 
CDU hat eine hauchdünne Mehrheit, wir 
sind wieder stärkste Partei geworden. Das 
erfüllt uns natürlich mit Glück und Stolz, 
aber wir haben nicht die absolute Mehr- 
heit und ich kann mit diesem Ergebnis 
keinen Senat wählen. Es gibt nun mehre- 
re Möglichkeiten. Es gibt die Möglich- 
keit, daß die SPD mit den Grünen zusam- 
men regiert, das würde rechnerisch ge- 
hen, nur das würde bedeuten, daß alle 
Probleme, die wir in diesem Wahlkampf 
diskutiert haben, und die letztlich den 
Wähler dazu gebracht haben so zu votie- 
ren wie er votiert hat, in einem rot-grünen 
Bündnis nicht nur nicht gelöst würden, 
sondern daß für jeden, der Hamburg 
kennt, offensichtlich ist, daß ein Bündnis 

von SPD und Grünen die Stadt in den 
Abgrund treiben würde. Der wirtschaft- 
liche Ruin wäre die Folge einer solchen 
Politik. 

Wer sich die Arbeitslosigkeit, die Auszeh- 
rung, die Verschuldung, die sehr schwie- 
rige wirtschaftliche Lage unserer Stadt 
ansieht, wer sich die Probleme der inne- 
ren Sicherheit vergegenwärtigt und 
glaubt, daß das in einem rot-grünen 
Bündnis gelöst werden könnte, der ist 
einfach abwegig in seinem Denken. Und 
deshalb ist es natürlich klar, daß ein 
Bündnis von SPD und Grünen von uns 
nicht verantwortet werden kann und ich 
verrate kein Geheimnis, daß natürlich 
eine Verbindung von CDU und Grünen 
völlig ausgeschlossen ist und überhaupt 
nicht denkbar ist. 

Auf der anderen Seite ist es so, daß der 
Wähler entschieden und ein Wahlergeb- 
nis produziert hat, d.h. wir wollen weni- 
ger SPD und wir wollen mehr CDU. 

Deshalb gibt es angesichts der Probleme. 
die wir zu lösen haben, nur die Möglich' 
keit, daß die CDU verantwortungsbewußt 
ihre Zusammenarbeit anbietet. Es liegt 
nicht mehr an uns, sondern es liegt an der 
SPD, ob die SPD die Kraft noch besitzt, 
ihre Flügel, die in Hamburg sicherlich sen 
viel weiter auseinander driften, als in den 
anderen Landesverbänden, zusammenzu- 
bringen. 

Ob die SPD überhaupt die Kraft hat, in 
den nächsten Monaten zu einer gemein- 
samen Entscheidung zu kommen, ist so 
ungewiß, wie das Schicksal des amtieren- 
den Bürgermeisters. Die Fragen, die sich 
heute für die Zukunft stellen und die na- 
türlich mit der Zukunft unserer Stadt au 
engste verbunden sind, hängen in erster 
Linie damit zusammen, wie die SPD sic 

in den nächsten Wochen findet und zu 
welcher Aussage diese SPD die Kraft ha • 
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Jürgen Echternach: 

Auch eine Signalwirkung für die 
Bundestagswahl 
Der Landesvorsitzende der Hambur- 
ger CDU erklärte: Es sind vor allem 
drei Gründe, die zu diesem Wahler- 
gebnis geführt haben. Das erste ist die 
ungeheure Mobilisierung unserer Par- 
tei und unserer Anhänger. Dabei ge- 
bührt der Hauptverdienst unserem 
Spitzenkandidaten, der einen sehr lan- 
gen Wahlkampf zu führen hatte und 
dann noch in der Lage war, von Monat 
zu Monat zuzulegen und auch in den 
letzten Tagen immer wieder zusätzlich 
zu mobilisieren und damit eine Steige- 
rung in den Wahlkampf gebracht hat, 
die für uns ungeheuer wichtig war. 
Kurz gesagt: er persönlich hat einen 
großartigen Einsatz gebracht, der sicher 
einen ganz erheblichen Beitrag zu dem 
Wahlergebnis geleistet hat. Es kommt 
hinzu, daß die Partei insgesamt mobili- 
Slert war wie selten zuvor. Über 2000 Mit- 
glieder waren in der Lage, an den letzten 
drei Wochenenden vor der Wahl eine 
CDU-Zeitung zu verteilen, 
^er zweite wichtige Faktor war die De- 
moralisierung der Sozialdemokraten. Die 
Sozialdemokraten waren angeschlagen 
durch das Neue-Heimat-Thema, was die 
sehr stark in Hamburg organisierte Ar- 
"eitnehmerschaft in eine Distanz zur So- 
Zlaldemokratischen Partei bringen mußte. 
Hinzu kam die innere Zerrissenheit der 
S^D. Mir ist kein Landesverband der So- 
z'aldemokratischen Partei bekannt, der 
s° zerrissen ist wie gerade die Hamburger 
Sozialdemokratie. 
^er dritte wichtige Faktor für das Wahl- 
ergebnis sind die Bundespolitik und die 
°undespartei gewesen. Angesichts der 

zeitlich eng beieinanderliegenden Wahl- 
termine lag es nahe, von vornherein den 
Wahlkampf auf eine Verzahnung von 
Bundes- und Landespolitik anzulegen. 
Insofern war es für uns entscheidend, 
daß der Bundeskanzler selbst mehrfach 
in Hamburg in den Wahlkampf aktiv ein- 
gegriffen hat wie auch die massive, orga- 
nisatorische und politische Unterstüt- 
zung, die wir durch die Bundespartei er- 
halten haben. 

Die größten Gewinne haben wir in den 
SPD-Hochburgen erzielt: in Hamburg- 
Mitte und Hamburg-Harburg, klassische 
Hochburgen der Sozialdemokraten. Die 
Wahlbeteiligung ist zwar zurückgegangen 
gegenüber der Dezember-Wahl 1982, 
aber sie liegt insgesamt gesehen sehr gut 
in der Tradition der Hamburgischen Bür- 
gerschaftswahl. Die Wahlbeteiligung ist 
es nicht gewesen, sondern es hat eine ech- 
te Wählerverschiebung gegeben in den 
Hochburgen, d. h. die Arbeiter, die die 
SPD nicht gewählt haben, sind nicht etwa 
der Entscheidung ausgewichen, durch ein 
Zuhausebleiben, sondern sie sind zu uns 
gekommen. Sie haben CDU gewählt. Die- 
se massive Abwanderung von klassischen 
Arbeiterwählern der SPD zu uns ist ent- 
scheidend. Unser Wahlzuwachs ist dem- 
gegenüber in den bürgerlichen Stadtteilen 
weit geringer ausgefallen. Insofern ist 
dies ein Ergebnis, das auch eine Signal- 
wirkung für die Bundesebene hat. Herr 
Rau hat in Hamburg gesagt, er wolle in 
Hamburg ein Wahlergebnis von fünfzig 
Prozent plus X erzielen. Von diesen fünf- 
zig Prozent plus X ist er weit, weit ent- 
fernt. 
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Wahl zur Hamburger Bürgerschaft 
am 9. November 1986 

Vorläufiges amtliches Endergebnis 
Bürgerschaft Bürgerschaft Bundestag Europa 

1986 1982 19831) 1984 
Wahlberechtigte 1243008 1239944 1246089 1250808 
Wahlbeteiligung 971334(78,1) 1041258 (84,0) 1 105844 (88,7) 729868 (58,4) 
Gültige Stimmen 959342 1032813 1100867 721706 
SPD 400600 (41,8) 530117 (51,3) 521509 (47,4) 302848 (42,0) 
CDU 402027 (41,9) .   398518 (38,6) 414055 (37,6) 264300 (36,6) 
GRÜNE/GAL 99832 (10,4) 70501 ( 6,8) 90174 ( 8,2) 91944 (12,7) 
FDP 45684 ( 4,8) 26485 ( 2,6) 68926 ( 6,3) 35426 ( 4,9) 
DKP 1607 ( 0,2) 3885 ( 0,4) 3 821 ( 0,3) — 
HLA 6513 ( 0,7) 2804 ( 0,3) — 
FSU 357 ( 0,0) — — 
BWK 198 ( 0,0) — — — 
A-R-G/Kardel 806 ( 0,1) — — 
FAP 717 ( 0,1) — — 
Patrioten 468 ( 0,0) — — — 
EFP 533 ( 0,1) — — 1 304 ( 0$ 

')   Zweitstimmen 

Mandatsverteilung 
Bürgerschaft Bürgerschaft 

November 1986 Dezember 1982 
SPD 53 64 
CDU 54 48 
GRÜNE/GAL 13 8 
FDP — 

Abkürzungen: 

HLA 
reu 
BWK 
A-R-G/Kardel 
FAP 
Patrioten 
EFP 

Hamburger Liste für Ausländerstopp 
Freisoziale Union — Demokratische Mitte 
Bund Westdeutscher Kommunisten 
Arbeitslosen-Rentner-Gruppe 
Freiheitliche Deutsche Arbeiterpartei 
Patrioten für Deutschland 
Europäische Föderalistische Partei — Europa-Partei 
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Ergebnisse nach Bezirken 
^ahlkrei Wahljahr Diff. CDU 

1982/1986 SPD CDU GRÜNE 
GAL FDP 

Hamburg-Mitte 

Altona 

fiinsbüttel 

*»aitiburg-Nord 

wandsbek 

Be«-gedorf 

Harburg 

Nov.   1986 
Dez. 1982 
EW 1984 
BTW 1983 

Nov.   1986 
Dez. 1982 
EW 1984 
BTW 1983 

Nov.   1986 
Dez. 1982 
EW 1984 
BTW 1983 

Nov.   1986 
Dez. 1982 
EW 1984 
BTW 1983 

Nov.   1986 
Dez. 1982 
EW 1984 
BTW 1983 

Nov.   1986 
Dez. 1982 
EW 1984 
BTW 1983 

Nov.   1986 
Dez. 1982 
EW 1984 
BTW 1983 

+ 4,6 

+ 2,0 

+ 2,8 

+ 2,3 

+ 3,7 

+ 3,4 

+ 4,6 

47,7 37,4 10,2 3,2 
58,3 32,8 6,5 1,6 
50,0 31,2 11,7 3,2 
51,1 34,4 9,0 4,7 
38,5 42,9 11,6 5,9 
47,7 40,9 7,5 3,2 
37,9 39,0 13,2 6,0 
44,1 38,4 9,1 7,8 
39,0 41,2 13,7 4,9 
48,9 38,4 9,3 2,5 
38,8 36,4 15,5 5,0 
45,1 37,0 10,7 6,5 
42,2 39,5 12,4 4,9 
51,5 37,2 8,0 2,5 
41,6 35,1 14,2 4,9 
41,9 39,9 9,5 8,2 
39,5 45,8 8,3 5,4 
48,6 42,1 5,6 3,2 
39,5 39,7 11,8 5,7 
47,4 38,8 6,9 6,4 
42,1 43,8 8,7 4,1 
51,8 40,4 5,2 2,0 
43,4 37,9 11,4 4,1 
50,9 37,6 6,1 4,8 
47,4 40,5 7,1 3,6 
56,9 35,9 4,6 1,9 
48,3 34,3 10,0 4,0 
52,8 36,2 5,7 4,7 

Ergebnisse der Bürgerschaftswahlen seit 1946 
Partei 1946    1949    1953    1957    1961    1966    1970    1974    1978    Juni    Dez!    1986 

1982    1982 

CDU 
PDp 
Dp 
ÖRpi) 
HSF 
KPD 
NpD 

BS? 
C-LU 
S^NE/GAL 

43,1 
26 
18 

.42,8     45,2 
,7  f I" 32,: 
,2 I 34,53) 8,< 

13,3   [50,0")     4,1 

53 9     57,4     59,0     55,3     44,9 51,5 42,7 51,3     41,8 
'2    29,1     30,0    32,8    40,6 37,6 43,2 38,6    41,9 
6       9,6       6,8       7,1      10,9 4,8 4,9 2,6       4,8 
1       -                                 0,1 

0,3 
0,7       2,0 

10,4       7,4       3,2       ----- - 0,1 —        — 
__---        3,9      2,7      0,8 0,3 - — 
____--         1,7       2,2 1,0 0,6 0,4       0,2 

_______-- 7,7 6,8     10,4 



Seite 8  •   UiD 35/86 HAMBURG-WAHU 

Sitzverteilung in der Bürgerschaft seit 1946 
Partei      1946 1949 1953 1957 1961 1966 1970 1974 1978 Juni Dez. 1986 
 1982 1982  _^ 

SPD 83        65        58 69        72        74        70        56        69        55        64        53 
CDU 16 41        36        38        41        51        51         56        48        54 
FDP 7 [   403) r 624) 10        12          8          9        13                                            - 
DP - L   9   \ - 
DKP1)                             —    L — •" 
RSF                                   1 - - - 
KPD 4          5 - 
GRÜNE/GAL      --------- 9 8        13^ 

') DKP = Deutsche Konservative Partei 
2) DKP = Deutsche Kommunistische Partei 
3) Zusammengeschlossen zum Vaterstädtischen Bund Hamburg (CDU, FDP) 
4) Zusammengeschlossen zum Hamburger Block (CDU, FDP, DP) 

Die Abkürzungen bedeuten: 

DP — Deutsche Partei 
RSF — Radikal-Sozialistische Freiheitspartei 
KPD — Kommunistische Partei Deutschlands 
NPD — Nationalsozialistische Partei Deutschlands 
Bunte — Bunte Liste/Wehrt Euch — Initiativen für Demokratie und Umweltschutz 
GLU — Grüne Liste Umweltschutz 

Ergebnisse der letzten Landtagswahlen 
in den Bundesländern 
Land letzte Wahl Ergebnisse ( n Prozent) 

nächste 
Wahl 

CDU SPD GRÜNE FDP DKP 

Berlin 10.   3. 1985 46,4 32,4 10,6') 8,4 0,62) \9*l 
l9gS 
199 

^1 
I** 
198 
i"! 
l99 
198 
l99o 
19* 
1987 

Baden-Württemberg 25.   3. 1984 51,9 32,4 8,0 7,2 0,3 
Bayern 12. 10. 1986 55,83) 27,5 7,5 3,8 — 
Bremen 25.   9. 1983 33,3 51,34 5,434) 4,59 — 
Hamburg 9.11.1986 41,9 41,8 10,4 4,8 0,2 
Hessen 25.   9. 1983 39,4 46,2 5,9 7,6 0,3 
Niedersachsen 15.   6. 1986 44,3 42,1 7,1 6,0 0,1 
Nordrhein-Westfalen 12.   5. 1985 36,5 52,1 4,6 6,0 — 
Rheinland-Pfalz 6.   3. 1983 51,9 39,6 4,5 3,5 0,2 
Saarland 10.   3. 1985 37,3 49,2 2,5 10,0 0,3 
Schleswig-Holstein 13.   3.1983 49,0 43,7 3,6 2,2 0,1 
Bundestag 6.   3.1983 48,85) 38,2 5,6 7,0 0,2 

') AL 
') SEW 
J) CSU 
4) BGL (GRÜNE): 2.36' 

Die GRÜNEN: 5.43°/ 
») CDU/CSU 
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Die Bürgerschaftswahlen im Spiegel der Presse 
»Dohnanyis Desaster in Hamburg wird zu 
Raus Problem in Bonn." 

(Die Welt vom 10.11.1986) 

»Glotzförchtet jetzt den Durchmarsch der 
Union."   (Bonner Rundschau vom 10.11.1986) 

«Die SPD steht vor einem Scherbenhau- 
fen. " (Nordsee-Zeitung vom 10.11.1986) 

»Die Hamburger Wahl bestätigt einen 
trend, der von einer Testwahl zur anderen 
die SPD dort im Niedergang zeigt, wo sie 
einst stark war, in den Großstädten. Die 
Sozialdemokraten haben große gesell- 
schaßliche Veränderungen nicht rechtzeitig 
Wahrgenommen." 

(Süddeutsche Zeitung vom 10.11.1986) 

»Rückenwindfär die Bonner Koalition." 
(Rhein-Zeitung vom 10.11.1986) 

••Die Union bleibt im Aufwind." 
(Westfälische Rundschau vom 10.11.1986) 

•Die rote Fraktion der Sozialisten ist 77 
D*ge vor den Bundestagswahlen gefallen. 
Dieses katastrophale Resultat für die Par- 
tei von Willy Brandt hat eine noch größere 
Bedeutung als der vor vier Wochen bei den 
^ndtagswahlen in Bayern verzeichnete 
Stimmenrückgang." 

(Le Figaro vom 10.11.1986) 

••Auch der Wahlparteitag von Offenburg 
gönnte die Identitäts- und Orientierungs- 
*rise, die sich der SPD bemächtigt hat und 
*je durch die Krise der Gewerkschaften mit 
lhrem Neue-Heimat-Skandal verstärkt 

lrd, nicht verbergen, geschweige denn eli- 
"imieren!" 

(Correre Delia Sera vom 10.11.1986) 

"Die neue Niederlage der SPD ... verdirbt 
au •-. alle Bemühungen, sich das Image 

*nes Siegers zuzulegen. Gleichzeitig ver- 
arkt das Wahlergebnis ... das ruhige 
ertrauen, mit dem die CDU dem Resultat 
fl "er Wahl im Januar entgegensieht, si- 
er< daß es den Sieg ohne Überraschun- 

° n gibt, den die Meinungsforschungsinsti- 
e seit einiger Zeit voraussagen." 

(La Stampa vom 10.11.1986) 

„ Der Skandal um den gewerkschaftseige- 
nen Baukonzern Neue Heimat und Pannen 
bei Polizei und Justiz haben viele Anhänger 
der SPD veranlaßt, Wahlabstinenz zu 
üben, um der eigenen Partei einen Denk- 
zettel zu verpassen ..." 

(Berner Zeitung vom 10.11.1986) 

„Für Rau bedeutet der Wahlausgang eine 
herbe Schlappe ...Da muß Rau sich fra- 
gen lassen, wo er denn die Stimmen für sei- 
nen Traum einer absoluten Mehrheit im 
Bundestag hernehmen will." 

(Der Bund vom 10.11.1986) 

„Für Rau bedeutet das niederschmetternde 
Ergebnis in Hamburg einen weiteren 
schweren Rückschlag..." 

(Neue Züricher Zeitung vom 10.11.1986) 

„Zum anderen haben Hamburgs Wähler 
der bislang so stolz regierenden SPD eine 
Ohrfeige verpaßt, deren Wucht in der deut- 
schen Nachkriegsgeschichte ihresgleichen 
sucht. Die massive Abkehr wird den SPD- 
Strategen wie dem Kanzlerkandidaten 
Rau böse in die Knochen fahren." 

(Zürcher „Tages-Anzeiger" vom 10.11.1986) 

„Es bedarf offenbar einiger Anstrengungen 
der sozialdemokratischen Führung, den zu- 
sammen mit der Partei schwer angeschla- 
genen Kanzlerkandidaten Rau zu stabili- 
sieren." 

(Kölner Stadt-Anzeiger vom 11.11.1986) 

„ Von absoluter Mehrheit redet die SPD 
nicht mehr;... allein die Hoffnung auf 
Wunder und ein plötzliches Erwachen der 
Wähler nach Hamburg allein reichen 
nicht."      (Kölner Rundschau vom 11.11.1986) 

„ Diesmal kam den Sozialdemokraten in 
Hamburg kein Wende-Effekt zu Hilfe; die 
Lage der SPD ist so desolat wie 1982." 

(Frankfurter Neue Presse vom 11.11.1986) 

„ Rau geht pfeifend durch einen dunklen 
Gang." (Frankfurter Allgemeine Zeitung 

vom 11.11.1986) 

„ Klaus von Dohnanyi, der alle Pannen im 
Stadtstaat an der Elbe gleichsam wie ein 
Phoenix aus der Asche zu überfliegen 
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schien, ist abgestürzt. Jetzt wird das Mur- 
ren unüberhörbar ... Künftig wird sich 
Dohnanyi gefallen lassen müssen, wieder 
stärker in die Parteigremien eingebunden 
zu werden." 

(Kölnische Rundschau vom 11.11.1986) 

„Die SPD kann die Zerreißprobe nicht ver- 
leugnen, in der sie sich befindet. Nicht ein- 
mal der Vorsitzende Brandt und der Oppo- 
sitionsführer Vogel sind sich über die künf- 
tige Strategie einig. Mit solcher Richtungs- 
losigkeit ist keine Partei zusammenzuhal- 
ten, geschweige denn, eine Wahl zu gewin- 
nen. " 

(Abendpost-Nachtausgabe vom 11.11.1986) 

Warum laufen der SPD die Wähler weg? 
CDU-Generalsekretär Heiner Geißler sieht 
es so: 
„1. Die SPD befindet sich im Schlepptau 
der Grünen. 
2. Der sozialdemokratische , Genossen- 
Filz' ist verantwortlich für die Misere der 
Neuen Heimat. 
3. Die Sozialdemokraten machen den 
Menschen Angst und schüren den Sozial- 
Neid. 
4. Die Mehrheit der Wähler hat sich aber 
für den wirtschaftlichen Aufschwung, für 
sichere Renten und eine positive Zukunft 
entschieden." (Bild, 11.11.1986) 

„ Von Kanzler ist nicht mehr die Rede, nur 
noch vom Kandidaten, der eine absolute 
Mehrheit der Union verhindern soll. Doch 
das ist die klassische Aufgabe von Partei- 
und Oppositionsführern. Dazu braucht 
man keinen Kanzlerkandidaten." 

(Express vom 11.11.1986) 

„Die SPD-Führung ... Daß ihr das kalte 
Entsetzen in die Glieder gefahren ist, kann 
man verstehen; aber von allen ihren Wahl- 
zielen ist dieses nun wirklich das absurde- 
ste. Wie will die SPD Wähler mobilisieren, 
denen der Kanzlerkandidat noch vor weni- 
gen Tagen das Ziel einer eigenen Mehrheit 
vorgegeben hat, die nun aber erfahren 
müssen, sie hätten vor allem zur Verhinde- 
rung der Mehrheit der anderen großen 
Partei anzutreten ?" 

(Süddeutsche Zeitung vom 11.11.1986) 

„Es kommt wahrlich knüppelhart für die 
SPD. Als Folge der vernichtenden Wahl- 
niederlage von Hamburg hat der stellver- 
tretende Bundesgeschäftsführer Wolfgang 
Clement seinen Posten abgegeben. Bodo 
Hombach, der zweite Vertraute des SPD- 
Spitzenkandidaten, ist aus der Bonner 
Wahlkampfleitung ausgeschieden. Zwei 
der engsten Mitarbeiter von Johannes Rau 
haben den schlingernden SPD-Tanker 
während der Fahrt verlassen. Wie lange 
wird sich der Kapitän noch auf der Brücke 
halten?"   (Kölnische Rundschau, 12. 11. 1986) 

„... die SPD gibt sich praktisch 75 Tage 
vor dem Wahltag mit dem Platz zufrieden 
und setzt nicht mehr auf Sieg." 

(Rheinische Post vom 11.11.1986) 

Wahlkampf im TV 
Im Kalender ankreuzen 
und vormerken! 

Hier sind die wichtigsten Sendungen von 
ARD und ZDF im bevorstehenden 
Bundestagswahlkampf. Dabei handelt es 
sich in chronologischer Reihenfolge um 
folgendes: 

Mittwoch, 26. November 1986 ARD 
Diskussionsrunde 
mit den Generalsekretären 

Sonntag, 11. Januar 1987 ARD 
„Wahlkampf heute abend" 

Sonntag, 18. Januar 1987 ZDF 
„Wahlkampf heute abend" 

Donnerstag, 22. Januar 1987 ARD/ZDF 
Gemeinschaftssendung 
mit den Parteivorsitzenden. 

Die Sendungen beginnen jeweils um 
20.15 Uhr. 
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Berliner Fußball: 
Rote Karte aus Moskau 
Die Berliner Fußballfreunde werden im 
Zweifel auf das Gastspiel der sowjetischen 
Nationalmannschaft verzichten können. 
Zudem hat das freie Berlin auch sportlich 
international einen solchen Rang, daß es 
nicht schwerfallen wird, auf der Stelle Er- 
satz für das nunmehr abgesagte Länder- 
spiel zu schaffen. 

Die politische Seite dieser Angelegenheit 
wirft indes schwerwiegende Fragen auf. 
Hat der DFB politisch arglos gehandelt? 
Hat die DDR in Moskau zugunsten einer 
Rücknahme der sowjetischen Zusage inter- 
veniert? Und grundsätzlich: Wieviel Ver- 
trauen kann man Moskau entgegenbrin- 
gen, wenn es um Abmachungen geht, die 
insbesondere Berlin betreffen ? 

Der durch die Moskauer Entscheidung an- 
gerichtete politische Flurschaden könnte 
sich größer erweisen als die sowjetischen 
Sportfunktionäre vielleicht angenommen 
haben. 
Zu einem Zeitpunkt, zu dem auf den unter- 
schiedlichsten Ebenen um Vertrauen zwi- 
schen Ost und West, um den Abbau beste- 
hender Gegensätze gerungen wird, wird die 
deutsche Öffentlichkeit massiv daran erin- 
nert, daß die vom Osten so gern benutzte 
Vokabel von der „friedlichen Koexistenz" 
nach wie vor eben auch Fortsetzung des 
'Geologischen, ökonomischen, politischen 
und wohl auch sportpolitischen Kampfes 
bedeutet. 

Moskau und Ost-Berlin sollten zur Kennt- 
nis nehmen, daß hierzulande über diese 
Entscheidung nicht zur Tagesordnung 
hergegangen werden kann. Die Moskauer 
Abseitsfalle könnte sich als politischer Bu- 
merang erweisen, stellt Eduard Lintner, 
Deutschland- und Berlinpolitischer Spre- 
cher der CD U/CSU-Bundestagsfraktion, 
jest. 

Bonn: 77 Milliarden 
Wiedergutmachung 
Die Bundesregierung sieht 41 Jahre nach 
dem Ende der Naziherrschaft keinen 
Grund für neue Wiedergutmachungsge- 
setze. Dies geht aus einem Bericht der Re- 
gierung an den Bundestag hervor, der 
vom Familienministerium vorgelegt wur- 
de. In dem Bericht werden die geltenden 
Entschädigungsregelungen auch in stritti- 
gen Fällen, wie etwa bei Sinti und Roma, 
Zwangssterilisierten und den Opfern von 
Menschenversuchen als ausreichend be- 
zeichnet. 

Dem Bericht zufolge hat die Bundesrepu- 
blik Deutschland seit ihrem Bestehen an 
Naziopfer oder an betroffene Staaten 
mehr als 77 Milliarden Mark an Wieder- 
gutmachungszahlungen geleistet. Bis zum 
Jahr 2000 werden die Leistungen voraus- 
sichtlich die Grenze von 100 Milliarden 
Mark überschritten haben. 

5? Friedensforscher" als 
Volksaufhetzer 
Die Staatsanwaltschaft Hanau ermittelt 
gegen den Friedensforscher Robert Jungk 
(73) wegen des Verdachts auf Volksver- 
hetzung und aufwieglerischen Landfrie- 
densbruch. Dies teilte der Leitende Ober- 
staatsanwalt Albert Farwick in Hanau 
mit. Ursache der staatsanwaltschaftlichen 
Ermittlungen sind Äußerungen Jungks 
während einer Kundgebung im Rahmen 
der Großdemonstration gegen die Nukle- 
arindustrie am vergangenen Samstag in 
Hanau. Jungk hatte vor den Nuklearbe- 
trieben den 15000 Demonstranten zuge- 
rufen: „Hauptsache Widerstand, egal, ob 
friedlich oder militant." Auch den Aufruf 
„macht kaputt, was Euch kaputtmacht!" 
bewerten die Ermittlungsbehörden als 
Aufforderung zu Gewalttaten. 
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Aktuelle Anzeigenkampagne 

In den nächsten 
sechs Wochen führt 
die CD U-Bundesge- 
schäftsstelle eine ak- 
tuelle Anzeigenkam- 
pagne in der mei- 
nungsbildenden 
Presse durch. Auf- 
takt ist die abgebil- 
dete Anzeige, die, 
im Sinne unseres 
redaktionellen 
Wahlkampfes, am 
Dienstag geschaltet 
wurde und Bezug 
auf das Wahlergeb- 
nis von Sonntag- 
abend nimmt. 
Die weiteren Anzei- 
gen erscheinen zwei- 
mal wöchentlich 
(Montag und Frei- 
tag) in FAZ, Welt 
und Handelsblatt 
mit insgesamt 12 
Motiven. Die Wo- 
chenzeitungen Zeit, 
Rheinischer Merkur, 
Deutsches Allgemei- 
nes Sonntagsblatt 
und Welt am Sonn- 
tag werden mit sechs 
Anzeigen belegt. 

CDU-Erfolg 
in Hamburg! 
Nach Bayern die zweite 
schwere Schlappe für die SPD. 

Entscheidung 
- Innere Sicherheit 
- Wirtschaftlichen 

Aufschwung 
- Sichere Renten. 
Vertrauen für den 
Bundeskanzler. 

Weiter so 
Informieren Sie sich über 
die erfolgreiche Politik 
der CDU. Postkarte genügt. 
Wir antworten sofort. 
CDU-Bundesgeschäftsstelle, 
Abt. Öffentlichkeitsarbeit, 
5300 Bonn 1. 
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Der Umweltminister hat sofort alle 
erforderlichen Maßnahmen ergriffen 
JMer Nacht vom 1./2. November 
*986 brach bei der Firma Sandoz in 
öasel in einer Halle, die zur Lagerung 
^n Chemikalien verwendet wurde, ein 

**rand aus. Obgleich nach Schweizer 
Auskünften angeblich keine gefährli- 
nen Stoffe in den Rhein gelangt wä- 

|*n» veranlaßte das Bundesumweltmi- 
uisterium noch am gleichen Tag die 
Auslösung des internationalen Warn- 
JJd Alarmplanes für den Rhein. Diese 
Maßnahme hat sich im nachhinein als 
achgerecht und erforderlich erwiesen, 

freute ist bekannt, daß durch das 
°schwasser mindestens 34 verschiede- 

s.e Schadstoffe in den Rhein gelangt 
»Jjul» die zum Tod von rd. einer halben 
^'Uion Fische geführt haben. 

d
chon am 4. November 1986 hat das Bun- 

, esumweltministerium eine erste ökotoxi- 
^'ogische Bewertung dieser Stoffe durch 

s Umweltbundesamt an die einzelnen 
n 

ndesländer weitergeleitet, obgleich 
°ch bis zum 6. November 1986 die Um- 

tü
e|trninister der Länder keinen Sera- 

il 8s- und Informationsbedarf wegen der 
rja

e"Jverschmutzungen geäußert hatten, 
da S.PUn<^esumwe'tmmisterium hat auch 
MaR      mnaus8ehend alle notwendigen 
run zum Scnutz der Bevölke- 
Sc. | Und zur Minimalisierung der Unfall- 
sie •   en. ergriffen bzw. veranlaßt, soweit 
jerjln^emer Zuständigkeit liegen. Es ist 
<üe°f"   ausschließHch Sache der Länder, 
sjn .Ur der» Gewässerschutz zuständig 
Ver.' 8

e8ebenenfalls Empfehlungen und 
rün 

altensmaßnahmen für die Bevölke- 
i^i 8. auszusprechen. Das Bundesumwelt- 
des]!

sterium hat darüber hinaus den Bun- 
pert

andern jede Unterstützung durch Ex- 
^Und Und durcn Laborkapazitäten von 

desbehörden angeboten. 

Der zweite Schwerpunkt des BMU be- 
stand darin, schnellstmöglich nationale 
und internationale Beratungen über er- 
forderliche Konsequenzen einzuleiten. 
Auf Initiative des BMU fand am Montag, 
den 10. November 1986 eine Sondersit- 
zung der deutschen Rheinschutzkommis- 
sion statt. Bundesminister Walter Wall- 
mann führt in dieser Woche Gespräche 
mit den Verbänden der Chemischen In- 
dustrie aus der Bundesrepublik und der 
Schweiz. Am Dienstag, den 11. Novem- 
ber 1986 fand eine Sondersitzung des 
Umweltausschusses des Deutschen Bun- 
destags statt und demnächst wird es zu ei- 
ner Sondersitzung der Störfallkommis- 
sion kommen. 

Schon am Mittwoch, den 12. November 
1986 kam es in Zürich auf Anregung von 
Minister Dr. Wallmann zu einer Konfe- 
renz der Umweltminister aller Rheinan- 
liegerstaaten. Dabei standen weitere ge- 
meinsame Maßnahmen zur Eindämmung 
der Unfallfolgen im Mittelpunkt. Außer- 
dem sprachen die Umweltminister über 
international einheitliche Sicherheits- 
standards, die ähnliche Fälle in Zukunft 
vermeiden können. 

Bundesminister Wallmann erklärte, daß 
nach ihm vorliegenden Berichten, die auf 
Angaben der Gebäudeversicherungsge- 
sellschaft beruhen, schwerwiegende Si- 
cherheitsmängel in der Firma Sandoz be- 
standen haben. Bestehende Sicherheits- 
vorschriften seien nicht eingehalten wor- 
den. Minister Wallmann sprach sich da- 
für aus, aufgrund dieser Erfahrungen um- 
fassende Überprüfungen der Sicherheits- 
vorrichtungen und -konzepte vorzuneh- 
men. Diese müßten in internationaler Ab- 
stimmung erfolgen, damit die gegebenen- 
falls notwendigen Konsequenzen länder- 
übergreifend gezogen würden. 
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Große Anfrage der Fraktion: 
Mehr Chancen für Frauen 
Zu der vom Kabinett beschlossenen 
Antwort auf die Große Anfrage der 
Fraktionen der CDU/CSU und FDP 
zur Situation der Frauen in der Bun- 
desrepublik Deutschland stellt das 
Bundesministerium für Jugend, Fami- 
lie, Frauen und Gesundheit fest: 

Die Bundesregierung hat zur Durchset- 
zung der Gleichberechtigung von Frauen 
in allen Lebensbereichen eine Vielzahl 
konkreter Maßnahmen umgesetzt. Damit 
wurden die Leistungen von Frauen-in der 
Familie stärker anerkannt, die Möglich- 
keiten, Familie und Beruf zu vereinbaren 
oder nach der Familienphase in den Be- 
ruf zurückzukehren, sowie ihre Beteili- 
gungschancen in Politik und Gesellschaft 
verbessert. Konkrete Hilfen wurden für 
Frauen gegeben, für die aufgrund speziel- 
ler Lebenssituationen besondere Bela- 
stungen bestehen — wie z.B. für Alleiner- 
ziehende, behinderte, ausländische Frau- 
en und Frauen, die Familienangehörige 
pflegen. 

Eine insgesamt positive Entwicklung läßt 
sich auch für den Bereich des allgemein- 
bildenden Schulwesens feststellen. Der 
Anteil von Mädchen mit Hauptschulab- 
schluß lag 1984 bei 44,5 Prozent, mit 
Realschulabschluß bei 54,7 Prozent, mit 
Fach- und Hochschulreife bei 46,9 Pro- 
zent und mit Abitur bei 50,3 Prozent. 

Zur Sicherung der Ausbildungsplatz- und 
Beschäftigungschancen von Mädchen 
und Frauen wurden neben der weiteren 
Erschließung gewerblich-technischer 
Ausbildungsberufe für Mädchen und der 
Einbeziehung neuer Technologien in die 
berufliche Bildung in Abstimmung mit 
der Wirtschaft auch neue Tätigkeitsfelder 

im Bereich der modernen Informations- 
und Kommunikationstechniken eröffnet, 
die Mädchen und Frauen den beruflichei1 

Aufstieg ermöglichen. 

Der Anteil von Mädchen und jungen 
Frauen in Ausbildung stieg von 35,3 Pro- 
zent im Jahr 1975 auf 40,6 Prozent An- 
fang 1986. Ebenfalls zugenommen hat d> 
Zahl der erwerbstätigen Frauen. Sie lag 
1985 bei 9756000 und ist insbesondere,n 

den Jahren 1984 und 1985 überproporttf' 
nal angestiegen. 

Einschränkungen der AusbildungsplatZ' 
und Beschäftigungschancen von Mäd- 
chen und Frauen bestehen jedoch nach 
wie vor wegen ihrer Konzentration auff 

lativ wenige Berufe, wegen ihrer nach w» 
vor weitgehend alleinigen Verantwortung 
für Aufgaben in der Familie und der da- 
durch bedingten Einschränkung oder U 
terbrechung ihrer Erwerbsfähigkeit. Ufl1 

die Ausbildungsplatz- und Beschäfti- 
gungschancen von Mädchen und Fraue 
zu verbessern, hat die Bundesregierung 
daher durch Modelle die Verbreiterung 
ihres Berufsspektrums ebenso unterstütz 
wie ihren Zugang zu qualifizierten Tätig 
keitsfeldern im Bereich der neuen Info/n, 
mations- und Kommunikationstechnik6 

Eine wichtige Voraussetzung für günsw 
Beschäftigungs- und Berufsrückkehr- ^ 
Chancen von Frauen wurde durch die g 
zielte Verbesserung des Arbeitsförde- 
rungsgesetzes geschaffen, mit der insb£ 
sondere die Voraussetzungen für eine 
nanzielle Förderung der Teilnahme an ^ 
Fortbildungs- und Umschulungsmaßn3 

men — auch in Teilzeitform — und oi« 
Zugangsvoraussetzungen zu ABA-Ma 
nahmen für Frauen günstiger gestaltet 
wurden. 
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Nach dem Schiesser-Intermezzo 
»»Kehrt marsch" beim DGB 
»»Mit dem Rückkauf der Neuen Hei- 
mat hat die DGB-Führung deutlich ge- 
dacht, welchen Irrweg sie mit dem 
^erkauf an Herrn Schiesser beschrif- 
ten hatte", erklärte Bundesbaumini- 
j*er Oscar Schneider in Bonn. Offen- 
**** beginnt der DGB-Führung klar zu 
*erden, daß der Versuch, sich aus der 
, erantwortung für Mieter und Mitar- 
eiter der Neuen Heimat zu stehlen, 

gescheitert ist. 
le Bundesregierung hat immer wieder 

ersucht, im Interesse von Mietern, Mit- 
^"beitern und Kreditwirtschaft dem DGB 

rßcken zu bauen. Dies ist in den Ge- 
fachen mit dem DGB im Februar und 

*j den späteren Gesprächen mit dem da- 
p a'1gen Sanierungsbeauftragten Meier- 
d
reschany geschehen. Alle Vorschläge 
er Bundesregierung wurden durch die 
^AG brüsk zurückgewiesen. 

•e von der Bundesregierung gestellten 
f
0rderungen gelten unverändert fort: Of» 
enlegung der wirtschaftlichen Situation 

s Gesamtkonzerns, Vorlage eines mit 
,  n Banken abgestimmten Sanierungs- 

nzePtes und ausreichende Eigenbeteili- 
^Un8 des DGB. Der jetzt in Abstimmung 

den Banken vorgesehene Rückkauf 
^er Neuen Heimat gibt Anlaß zu der 
e    *.nung, daß diese Forderungen nun 

sehr     erfüllt werden- Vor einer ab" 
st  j!e^er,den Beurteilung muß die ange- 
VttA    Lösung zunächst konkretisiert 

«en, müssen die Einzelheiten erarbei- 
et Werden. 

Q^
01

 gleichen Komplex stellt Johannes 
tion

Ster' °bmann der CDU/CSU-Frak- 
j. . ,ni Untersuchungsausschuß Neue 

lmat des Deutschen Bundestages, fest: 

Die Flucht des DGB aus der Verantwor- 
tung für Hunderttausende Sozialmieter 
ist mißlungen. Man kann nicht zehn Mil- 
liarden Mark Steuersubventionen bei to- 
taler Steuerbefreiung kassieren, abwirt- 
schaften und dann die konkursreife Mas- 
se auf einen Schwächeren abschieben. 
Geblieben waren Bereicherungen im ge- 
werkschaftseigenen Unternehmensver- 
bund, geblieben war die Verantwortung 
für Fehlentscheidungen der Aufsichtsräte 
als Gesellschafterversammlung und ge- 
blieben war daher die Haftung des DGB 
und der BGAG gegenüber den Gläubi- 
gern. 
Zuletzt blieben daher folgende Alternati- 
ven: Konkurs der Neuen Heimat bei 
Herrn Schiesser bei weiterbestehender 
Haftung des DGB gegenüber den Ban- 
ken. Oder: Neuer Rettungsversuch der 
Verursacher des Neue-Heimat-Skandals 
und deren Haftung auf direktem Wege. 
Daß sich der DGB für den zweiten Weg 
entschieden hat, läßt Hoffnung aufkom- 
men. Für die Sozialmieter und für den 
DGB. Möge mit der Rückkehr der Neuen 
Heimat auch wieder die Moral Einzug 
halten. 

Republikaner kandidieren 
nicht für den Bundestag 
Die konservativen Republikaner, die bei 
der Landtagswahl in Bayern überra- 
schend drei Prozent der Stimmen errun- 
gen hatten, werden nicht bei der Bundes- 
tagswahl antreten, da der Bundesvor- 
stand der Partei mit zu großen organisa- 
torischen Schwierigkeiten rechnet. 
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Geißler gratuliert 
Hermann Lutz 
Generalsekretär Heiner Geißler hat dem 
neuen Vorsitzenden der Gewerkschaft 
der Polizei, Hermann Lutz, nachfolgen- 
des Telegramm geschickt: 
Zu Ihrer Wahl zum Vorsitzenden der Ge- 
werkschaft der Polizei gratuliere ich Ih- 
nen persönlich wie auch im Namen der 
Christlich Demokratischen Union 
Deutschlands sehr herzlich. 
Das überzeugende Wahlergebnis ist Aus- 
druck Ihres persönlichen Einsatzes für 
Ihre Kollegen. Mit Tatkraft und Engage- 
ment haben Sie sich stets für deren Belan- 
ge eingesetzt. Ich begrüße es, daß mit Ih- 
rer Wahl ein Mitglied der CDU Vorsit- 
zender einer Einzelgewerkschaft des 
Deutschen Gewerkschaftsbundes gewor- 
den ist. Dies stärkt die Idee der Einheits- 
gewerkschaft — eine große Errungen- 
schaft der Nachkriegszeit — , wie sie von 
Hans Böckler, Konrad Adenauer und 
Karl Arnold begründet worden ist. 
Die CDU ist zu einer guten und fruchtba- 
ren Zusammenarbeit mit der Gewerk- 
schaft der Polizei bereit. Wir stehen in 
der Bundesrepublik Deutschland vor der 
Aufgabe, die Zukunft so zu gestalten, daß 

wir auch künftig in einem Staat der Frei- 
heit und des Inneren Friedens leben. 
Ohne die Arbeit einer demokratisch kon- 
trollierten und rechtsstaatlich begründe- 
ten Polizei wäre unser Rechtsstaat Frei- 
heitsfeinden und Gewalttätern wehrlos 
ausgeliefert. Ich möchte Ihre Wahl zum 
Anlaß nehmen, der Polizei für Ihren Ein- 
satz im Dienst der Verfassung zu danken- 

SPD-Kandidat mit 
DKP-Stimmen 
auf Bürgermeisterstuhl 
Mit den Stimmen der Deutschen Kom- 
munistischen Partei (DKP) ist der SPD- 
Kandidat Friedel Witte am 5. November 
1986 zum Bürgermeister der niedersächs'' 
sehen Stadt Nordhorn (Kreis Grafschaft 
Bentheim) gewählt worden. Witte erhie'1 

außer den 17 Stimmen seiner eigenen 
Fraktion auch die fünf Stimmen der 
DKP-Fraktion, die nach den Kommun»1' 
wählen vom Oktober drittstärkste polit»' 
sehe Kraft im Nordhorner Rathaus ist- 
Witte nahm die Wahl an, obwohl er noc»1 

am Wahltag erklärt hatte, er werde sich 
nicht mit den Stimmen der DKP zum 
Bürgermeister wählen lassen. 

CDU dankt den Polizisten für ihren schweren Dienst 
Der Bundesfachausschuß Innenpolitik 
der CDU hat unter Leitung seines 
Vorsitzenden, Minister Kurt Böck- 
mann, eine Anhörung der vier Polizei- 
verbände zur Lage der Sicherheits- 
kräfte und zu aktuellen Fragen des 
inneren Friedens durchgeführt. 
Minister Böckmann erklärte zu dieser 
Anhörung: 
„Ich habe bei der Anhörung den Vertre- 
tern der Polizeiverbände im Namen der 
CDU Deutschlands den Dank für die au- 
ßerordentliche Leistungsbereitschaft und 

den Einsatzwillen unserer Polizeibeam16 

ausgesprochen. Die Anhörung machte 
erneut deutlich, daß die personellen Efl* 
passe bei der Polizei abgebaut werden 
müssen. Weitgehende Übereinstimmung 
bestand über die von den Koalitionsfr3 

tionen beschlossenen Maßnahmen zur 
Bekämpfung des Terrorismus. Sie wur- 
den als notwendiger Beitrag zum Schu^ 
des inneren Friedens begrüßt. Die ver- 
suchsweise und zeitlich befristete Ein«11 

rung der Kronzeugenregelung wurde 
ebenfalls für notwendig gehalten." 
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Mittelstandskomponente 
für das Handwerk diskutiert 
Das Präsidium der CDU und der Zen- 
tralverband des Deutschen Handwerks 
(ZDH) haben in einem gemeinsamen 
Gespräch am 6. November 1986 zen- 
trale Fragen der gegenwärtigen und 
der zukünftigen Mittelstandspolitik 
und des Handwerks erörtert. Unter 
Vorsitz von Bundeskanzler Helmut 
johl und Handwerkspräsident Paul 
Schnitker standen die geplante Steuer- 
reform und die Kostenbelastungen für 
•deine und mittlere Betriebe im Vor- 
dergrund des Gesprächs. 

Handwerkspräsident Paul Schnitker be- 
stätigte, daß sich in der abgelaufenen Le- 
gislaturperiode die wirtschaftlichen Rah- 
menbedingungen auch für das Handwerk 
entscheidend verbessert hätten. Die Kor- 
rektur des wirtschaftspolitischen Kurses 
"ach 1982 durch die Bundesregierung ha- 
be wichtige Wachstums- und Beschäfti- 
Sungsimpulse ausgelöst. Beide Seiten 
summten in der Notwendigkeit überein, 

'esen Kurs konsequent fortzusetzen und 
dabei auch die Leistungskraft kleiner und 
^'ttlerer Unternehmen, insbesondere 
"ch des Handwerks, weiter zu stärken. 

^   cn Auffassung beider Präsidien 
°Timt dabei der Verwirklichung eines 
anfverlaufs bei der Einkommensteuer, 
er zum Abbau des sogenannten „Mittel- 
tandsbauches" führt, entscheidende Be- 
eutung zu. Übereinstimmung bestand 

. .r,n, daß darüber hinaus als wirksame 
'ttelstandskomponente Maßnahmen 
rwirklicht werden müssen, die geeignet 

no, die schlechte Eigenkapitalausstat- 
n8 der kleinen und mittleren Betriebe 

*uverbessern. 
Sa        sPracnsPartner brachten gemein- 

m 2um Ausdruck, daß sowohl Tarif- 

partner als auch der Staat nach Wegen 
suchen müssen, ein weiteres Ansteigen 
der die kleinen und mittleren Betriebe 
überdurchschnittlich belastenden Lohn- 
zusatzkosten zu verhindern. Dabei gelte 
es, Entlastungsspielräume voll auszu- 
schöpfen, wie sie sich bei weiterer positi- 
ver Beschäftigungsentwicklung, z.B. in 
der Arbeitslosenversicherung abzeichnen. 

Bundeskanzler Helmut Kohl sprach dem 
Handwerk Dank und Anerkennung für 
seine außerordentlichen Ausbildungsan- 
strengungen aus. Das duale System der 
beruflichen Bildung habe sich bewährt 
und bilde auch in Zukunft die Basis für 
die Erhaltung der Leistungsfähigkeit der 
Wirtschaft. In diesem Zusammenhang 
gab Handwerkspräsident Paul Schnitker 
bekannt, daß das Handwerk im Jahre 
1986 wiederum 250000 neue Lehrstellen 
zur Verfügung gestellt hat. Davon sind 
gegenwärtig noch 20000 bis 25000, vor 
allem im gewerblich-technischen Bereich, 
unbesetzt. 
Beide Präsidien kündigten gemeinsame 
Anstrengungen an, um besonders die 
Zahl der Mädchen in diesen Berufen zu 
steigern. 
Man war sich darin einig, daß nunmehr 
der beruflichen Weiterbildung — insbe- 
sondere im Hinblick auf die Umsetzung 
moderner Techniken — gleichrangige Be- 
deutung zur Erstausbildung zukommt. 
Das Handwerk unterstrich dabei die be- 
sondere Rolle der überbetrieblichen Aus- 
bildungsstätten als Weiterbildungs- und 
Technologiezentren. Deren Funktions- 
tüchtigkeiten müsse auch zukünftig durch 
eine den hohen Eigenleistungen des 
Handwerks entsprechende Förderung des 
Bundes sichergestellt werden. 
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Ein historisches Ereignis 
Nun ist es perfekt: In Münster schlos- 
sen sich am 8. November 1986 die bis- 
herigen selbständigen Landesverbände 
Rheinland und Westfalen-Lippe auch 
de jure zum neuen Großverband 
„CDU Nordrhein-Westfalen" zusam- 
men. Von den 575 anwesenden Dele- 
gierten stimmten 574 für die Fusion, 
ein Delegierter war dagegen. 

Bundeskanzler Helmut Kohl war aus die- 
sem besonderen Anlaß nach Münster ge- 
kommen, um den Parteifreunden an 
Rhein und Ruhr Mut und Zuversicht für 
die kommenden schweren Aufgaben zu 
spenden. Die CDU habe die große Chan- 
ce für einen neuen Aufbruch, sagte der 
Kanzler und traf damit genau die Stim- 
mungslage der Delegierten, die dem 
Kanzler großen Beifall spendeten. Der 
Landesvorsitzende, Kurt H. Biedenkopf, 
griff den Ball auf und versprach, die 
CDU werde bei der kommenden Wahl 
beweisen, daß Nordrhein-Westfalen kein 
Besitzstand der dort seit 20 Jahren regie- 
renden SPD sei. Biedenkopf bezeichnete 
den Zusammenschluß als einen ersten 
Schritt auf dem Weg zur Wiedergewin- 
nung der Mehrheitsfähigkeit. Die Lan- 
despartei werde am 25. Januar 1987 einen 
kräftigen Beitrag dazu leisten, daß die 
Regierung Kohl im Amt bestätigt werde. 
Nach der organisatorischen Reform der 
CDU in NRW soll auch eine inhaltliche 
Erneuerung versucht werden. Denkanstö- 
ße dazu gibt ein Grundsatzpapier „CDU 
— Zukunft für unser Land", das von den 
Delegierten einstimmig verabschiedet 
wurde. Der Krefelder Oberbürgermeister 
und erste Stellvertreter des CDU-Landes- 
vorsitzenden, Dieter Pützhofen, forderte 
seine Parteifreunde auf, solidarisch zu 
kämpfen. Es sei völlig verfehlt, die Partei 
von außen zu betrachten und klug zu 

„schwätzen", jetzt müsse gemeinsam ge- 
arbeitet werden. Er mahnte die NRW- 
CDU, an „einem Strang zu ziehen". Be- 
sonders angesichts der Tatsache, daß in 
der SPD schon jetzt Absatzbewegungen 
von Rau erkennbar seien, weil viele So- 
zialdemokraten nicht mit in den Strudel 
des Abstiegs hineingezogen werden wol- 
len. In der SPD werde bereits über die 
Zukunft der Partei nach Rau spekuliert, 
sagte Pützhofen. 

Sogar der Pförtner war Agent 
Fast die Hälfte des Personals der sowjeti- 
schen Botschaft in Bonn gehört dem so- 
wjetischen Geheimdienst KGB an. Das 
sagte der ehemalige Chef des Verfas- 
sungsschutzes, Heribert Hellenbroich, in 
einem Interview mit der Illustrierten 
„Neue Revue". „Wir haben neben Amen' 
ica den höchsten Stand an KGB-Leuten". 
sagte Hellenbroich. „Wir hatten sogar 
den Fall, daß der Pförtner der russischen 
Botschaft der getarnte KGB-Chef war, al- 
so mehr zu sagen hatte als der Botschaf- 
ter", fügte Hellenbroich hinzu. 

Bis 1988 werden 2400 
Nuklearwaffen abgeschafft 
Zielstrebig hat die Bundesregierung in 
Übereinstimmung mit der NATO den 
Leitgedanken „Frieden schaffen mit we- 
niger Waffen" verfolgt. Bis zum Jahre 
1988 wird es in Mitteleuropa 2400 Nukl«* 
argefechtsköpfe weniger geben. Nach- 
dem bereits alle nuklearen Sperrmittel 
aus der Bundesrepublik Deutschland ab- 
gezogen sind, wird demnächst auch die 
Luftverteidigung nach Ablösung des nu- 
klearen Waffensystems NIKE durch Pa- 
triot rein konventionell sein. 
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Ohne Frauen ist kein Staat zu machen 
»Öie neue Partnerschaft zwischen 
^ann und Frau — ohne Frauen ist 
Ke«n Staat zu machen" — unter die- 
Se»n Motto stand die Zielgruppenver- 

?Xfita,tung »Frauen" am 8. November 
•*ö6 in den Oberrheinhallen in Offen- 
. Urg. Der Einladung von Bundeskanz- 
ler Helmut Kohl, sich über die Frauen- 
Pplitik der CDU zu informieren und 
^Perspektiven der Frauenpolitik mit 
Politikerinnen und Politikern zu dis- 
*uf'eren, folgten ca. 7000 bis 8000 
r

e|Jnehmerinnen (und vereinzelt auch 
Ie,'nehmer). 

seli°ffenbur8 waren Frauen aus aHen Ge- 
j. 'schaftsschichten und den unterschied- 

cnsten Lebensbereichen, Frauen aller 
•tersstufen vertreten. Die Bundesmini- 

G
er»n für Jugend, Familie, Frauen und 

p Wundheit und Bundesvorsitzende der 
^^"Vereinigung der CDU, Rita Süss- 
Wü A 

eröffnete die Veranstaltung. Sie 
, Jaigte zunächst die am 29. Oktober 
'986 verstorbene ehemalige Bundesmini- «    .      'u,ul"»- viiviiiawgc uuiiuCMllllll- 
^jnn Dr- Elisabeth Schwarzhaupt, deren 
hentatZ für die G,eicht>erechtigung auch 
CDu n0Ch Vorbild für die Frauen in der 
schl   Sei" Rita Süssmuth unterstrich an- 
tneh

leJJend den Anspruch der Frauen auf 

Qesii ht Und Einfluß in Politik und 
sch e[!Scnaft und bezeichnete es als ent- 
schg Fortschritt> daß in der politi- 
an d

n Und gesellschaftlichen Entwicklung 
men

en.Frauen nicht mehr vorbeizukom- 
ter^

Sei- Zwar könne von gleichberechtig- 
sejn ®|lnabe immer noch nicht die Rede 
Zu '   0cn gebe es zahlreiche Signale hin 
v0r an    Gleicht>erechtigung. Dies gelte 
CDII       

für die Essener Leitsätze der 
Cojj "nd den Beschluß des Mainzer 
^au       ndesParteitages, den Anteil der 
>en an Mandaten, Ämtern und Funk- iOne '»'«Jiiuaien, /\miern una runK 

n so zu steigern, daß er bis zum Be- 

ginn der 90er Jahre dem Anteil an der 
CDU-Mitgliedschaft in etwa entspricht. 
Einen weiteren Schwerpunkt der Rede 
von Ministerin Süssmuth bildete die For- 
derung nach Wahlfreiheit. Frauen (und 
Männer) müßten wirklich entscheiden 
können, ob, inwieweit und wie lange sie 
Beruf und Familie zu ihrem Wirkungsbe- 
reich machen. Wahlfreiheit, wie sie die 
CDU in ihren Essener Leitsätzen gefor- 
dert habe, biete die Chance, daß Mann 
und Frau auch Erfahrungen in den Le- 
bensbereichen des jeweils anderen ma- 
chen könnten. Als erste und wichtige 
Schritte auf dem Weg dorthin nannte Ri- 
ta Süssmuth Erziehungsgeld und Erzie- 
hungsurlaub mit Beschäftigungsgarantie 
und die Anrechnung von Kindererzie- 
hungszeiten in der Rentenversicherung. 
Ihre engagierte Rede wurde in Offenburg 
mit viel Beifall bedacht — ein Beifall, der 
auch dem ständigen Einsatz von Rita 
Süssmuth für die Sache der Frauen galt. 
Renate Hedwig dankte der Ministerin im 
Namen aller Frauen und begrüßte den 
Generalsekretär der CDU Heiner Geißler. 
Er machte in seiner Rede einmal mehr 
deutlich, daß er es ernst meint mit der 
Frauenpolitik und dem „Abschied von 
der Männergesellschaft". Geißler griff 
das Motto „Ohne Frauen ist kein Staat zu 
machen" auf und bezeichnete dies als 
richtige Idee, die als Beschluß vorliege 
und jetzt endlich durchgesetzt werden 
müsse. Dies wollte er vor allem als Mah- 
nung und Aufforderung an die männli- 
chen Parteimitglieder verstanden wissen, 
die Essener Leitsätze und den Mainzer 
Parteitagsbeschluß umzusetzen, denn die 
Verwirklichung der Gleichberechtigung 
zwischen Männern und Frauen sei eines 
der wichtigsten Ziele in der Politik. 
Am Nachmittag wurde die Veranstaltung 
in insgesamt neun Diskussionsforen fort- 
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gesetzt. Hier hatten die Teilnehmerinnen 
Gelegenheit, mit Politikerinnen und Poli- 
tikern sowie weiteren Experten das breite 
Spektrum der Frauenpolitik zu diskutie- 
ren: berufliche Chancen von Frauen in 
bezug auf Bildung und Ausbildung, Ver- 
einbarkeit von Beruf und Familie und 
Flexibilisierung von Arbeitszeiten, die Si- 
tuation von Hausfrauen und von älteren 
Frauen, Perspektiven für Familien mit 
Kindern, die Herausforderung der 
„Neuen Partnerschaft", Frauen in der Po- 
litik und die Leistungen von Frauen im 
Ehrenamt. 

Die Diskussionsforen waren mit Spitzen- 
politikerinnen und -Politikern besetzt — 
beteiligt waren beispielsweise Dr. Doro- 
thee Wilms MdB, Bundesministerin für 
Bildung und Wissenschaft, Dr. Hanna- 
Renate Laurien MdA, Senatorin und Mit- 
glied des Präsidiums der CDU, Roswitha 
Verhülsdonk MdB, stellvertretende Vor- 
sitzende der CDU/CSU-Bundestagsfrak- 
tion, sowie weitere Landesministerinnen 
und -minister, Staatssekretärinnen und 
Staatssekretäre, Bundes- und Landtags- 
abgeordnete. Es wirkten auf den Foren 
aber auch zahlreiche Frauen mit, die sich 
vor Ort für die Sache der Frauen einset- 
zen. In der engagierten, sachlichen und 
kompetenten Diskussion konnten die 
Themen sicherlich nicht erschöpfend 
erörtert werden, doch erhielten alle Betei- 
ligten eine Fülle von Anregungen. Die 
Diskussion war — ebenso wie eine kleine 
Ausstellung mit beispielhaften Initiativen 
von Frauen vor Ort — ein eindrucksvol- 
ler Beweis für den politischen Sachver- 
stand und das Engagement der Frauen. 
Einig war man sich darin, daß die zahlrei- 
chen Erkenntnisse, die in der Diskussion 
gewonnen wurden, nun zusammen mit 
den Männern in die Tat umgesetzt wer- 
den müssen. 

Dies betonte auch Rita Süssmuth, als sie 
die Abschlußveranstaltung des Offenbur- 

ger Frauentages eröffnete. Sie begrüßte 
den Vorsitzenden der CDU, Bundeskanz- 
ler Dr. Helmut Kohl, dessen Rede einen 
Höhepunkt und zugleich den Abschluß 
der Veranstaltung bildete. Helmut Kohl, 
begleitet von seiner Frau Hannelore, wur- 
de von den Frauen begeistert empfangen- 
In einer mehr als einstündigen Rede zog 
er eine positive Bilanz der Politik der 
Bundesregierung. Zuversicht und Opti- 
mismus hätten Verzagtheit und Pessimis- 
mus verdrängt. Entscheidend seien die 
Erneuerung der Sozialen Marktwirt- 
schaft, die Politik für eine Gesellschaft 
mit menschlichem Gesicht und die Siche- 
rung des Friedens in Freiheit gewesen- 
Politik bedeute dabei vor allem, im Hin- 
blick auf die nächste Generation zu han- 
deln. Das schließe mit ein, das „Ja zum 
Leben" wieder deutlicher in den Vorder- 
grund zu rücken. Der lebhafte Beifall de 
Frauen und Männer in Offenburg zeigte- 
daß sie mit Helmut Kohl übereinstimm- 
ten. Rita Süssmuth: „Sie sind für uns de 
einzige und richtige Kanzler." 

Preise erneut gesunken 
Zur aktuellen Preisniveauentwicklung e 

klärt der wirtschaftspolitische Sprecher 
der CDU/CSU-Bundestagsfraktion, 
Matthias Wissmann: Im Oktober sind <•> 
Lebenshaltungskosten im Vergleich zu _ 
Oktober letzten Jahres erneut um fast e^ 
nen Prozentpunkt gesunken. Ein Proz«' 
punkt weniger Inflation entspricht ein 
Mehr an realer Kaufkraft für die Gesaj ^ 
Wirtschaft in der Größenordnung von 
Mrd. DM pro Jahr. Auf den einzelnen  . 
Haushalt umgerechnet bedeutet dies, 
seine Kaufkraft um etwa 500,- DM 
steigt. Durch den Rückgang der Verbr 
cherpreise von 5,3 Prozent im Jahre 1 
auf weniger als ein Prozent in diesem 
Jahr ist die Kaufkraft der Bürger sen. 
Regierungswechsel um mehr als 50 M 
DM gestiegen. 



Gute Nachrichten vom Arbeltsmarkt 

Mehr Beschäftigte- 
weniger Arbeitslose 
Aktuelle Meldung der Bundesanstalt für 
Arbeit: 

• Die Zahl der Arbeitslosen verringerte 
sich im Oktober 1986 um 19800. Das sind 
122500 weniger als vor einem Jahr. Das ist 
der niedrigste Stand der Arbeitslosigkeit seit 
Oktober 1982. 

• Mehr junge Menschen finden einen 
Arbeitsplatz. Die Zahl der arbeitslosen 
Jugendlichen hat gegenüber dem Vorjahr 
um 24100 abgenommen. 

• Die Beschäftigung nimmt weiter zu. Seit 
September 1985 haben 300000 mehr Men- 
schen einen neuen Arbeitsplatz gefunden. 

• Die Zahl der offenen Stellen steigt wei- 
ter. 153 100 offene Stellen sind den Arbeits- 
ämtern gemeldet. Das sind 19700 mehr als 
im Oktober 1985. 

Die Wirtschaftsforschungsinstitute sagen in 
ihren Herbstgutachten: Auch für 1987 sind 

die Perspektiven für Arbeitnehmer gut. 
• Der Aufschwung geht weiter. 
• 280000 mehr Beschäftigte. 
• Die Preise bleiben stabil. 

Erinnern Sie sich! Beinahe auf den Tag 
genau, vor 3 Jahren, am 30. Oktober 
1983, sagte der stellvertretende Vorsit- 
zende der SPD-Bundestagsfraktion, 
Wolf gang Roth, voraus, „die Arbeits- 
losigkeit werde bis heute 3,5 Mio. im 
Jahresschnitt und weit über 4 Mio. im 
Winter erreichen". (Welt am Sonntag 
vom 2. November 1986) 
Und nun verspricht Rau ein neues 14,5 
Milliarden Strohfeuer-Programm, von 
denen uns die SPD von 1974—1982 be- 
reits 17 bescherte und die den Steuerzah- 
ler 50 Milliarden Mark kosteten. Ein 
neuer großer Bluff der SPD — teuer 
und wirkungslos. 

Weiter so, Deutschland 
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Frauen in der CDU 
Es ist längst kein Geheimnis mehr, daß die Frauen in der CDU zu 
den aktivsten und engagiertesten Wahlkämpfern gehören. 
Und schließlich sind die Frauen eine äußerst wichtige Zielgruppe 
unter den Wählern. Sie sind in der Mehrheit. 

Zur Ansprache der Frauen im Wahlkampf gibt es jetzt zwei neue 
Werbemittel: 

Zeitung „Frauen in der CDU64 

Ansprechend und journalistisch aufgemacht mit vielen für Frauen 
interessanten Informationen. 
Mindestabnahme: 100 Exemplare, Preis pro Mindestabnahme: 12,50 DM 
Bestell-Nr.: 2924 
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**ahmenplakat 
»CDU-Frauenvereinigung" 

IN Al, zur Ankündigung der Veranstal- 
ten und Aktivitäten der örtlichen 
rauenvereinigungen. 

^ndestabnahme: 50 Exemplare 
reis pro Mindestabnahme: 25,— DM 

Öestell-Nr.:8926 

eitere Materialien zu diesem Themen- bereich: 
fitting „CDU extra": Wir wollen die 

Ue Partnerschaft von Mann und Frau 
^'ndestabnahme: 250 Exemplare 
Ra

eis pro Mindestabnahme: 34,- DM 
Öestell-Nr.:2645 

J^itsätze 
et2t mit dem neuen CDU-Emblem 

ühJe^neue Partnerschaft zwischen Mann U|,d Frau" 

p lndestabnahme: 50 Exemplare 
R
e's pro Mindestabnahme: 21,50 DM 

Öestell-Nr.:5708 

Videofilm 
„Die neue Partnerschaft - 
Frauen in Beruf, 
Familie und Politik" 
Mindestabnahme: 1 Stück 
Preis pro Mindestabnahme: 19,80 DM 
Bestell-Nr. für System VHS: 4637 
Bestell-Nr. für System Betamax:        4638 
Bestell-Nr. für System Video 2000:    4639 

Das neue 
„CDU extra Senioren" 
Zum ersten Mal auf der erfolgreichen Se- 
niorenveranstaltung in Koblenz vorge- 
stellt, jetzt auch beim Versandzentrum zu 
beziehen. Format DIN A4, 4 Seiten 
Mindestabnahme: 100 Exemplare 
Preis pro Mindestabnahme: 12,50 DM 
Bestell-Nr.: 2921 

iTTnrrT 

unseres Landes 
BLXn 

Stolz auf die 
Erfolge beim Aufbau 

Helmut Kohl: Die Renten sind sicher. 

•      • ;• 

nulunK^v'irMhliiKr I 
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Auf Ihre Stimme kommt es an! 
Am 25. Januar entsend-       Die Wirtschaft*-, Sozial- 
den Sie mit Ihrer Stimme     und RfÜmpoHtlk der 
darüber, oh die Regierung    Regierung Helmut Kohl 
Helmut Kohl ihre erfolg-      kummt allen Rürgem 
reiche Politik fortsetzen       zugute: 
kann oder eine neue Pe- 
riode der Unsicherheit 
und wirtschaftlichen 
Krisen beginnt. Die von 
Helmut Kohl geführte 
Bundesreßieruni; hat 
dafür gesorgt, daß das 
Ansehen der Bundcsu-pu 
blik Deutschland im Aus- 
land gestiegen ist: Unser 
Land ist wieder ein zuver- 
lässiger Partner im west- 
liehen Bündnis. Wir sind 

mm ion iil wieder ein 
;pii:1 für Wirtschaft- 

cheSiahilit.it. 

X Die Wirtschaft wachst. 
das sichert Wohlstand 

X Stabile Preise Mii.i,],, 
beste Sozialpolitik 

X Die Arbeitsplätze sind 
sicher, neue Arbeits- 
plätze entstehen 

X wcoiger steuern; 
Kamillen werden 
besonders entlastet 

Wir sind uuf einem guten 
Weg in [Vui-.chl.ind. Mit 
Ihrer Stimme für die CDU 
sorgen Sie dafür, daß dies 

M,CDU 
Mm 

Wie können Sie 
wählen? 
An der Bundestagswahl 19K7 können 
Sie per H<ic/iü/l|j s?^.g»^! -"w-., 
teilnehmen. ^SPP^^-    / 
Hierfür müssen Sie frZ^M\/ 
füllendes tun: ^*~>1/ 

7©1 Wer im Ausland lebt und nicht 
JO* bei einem bundesdeutschen 
Einwohnermeldeamt registriert ist, 
muR sich zunächst in ein wahlerocr- 
/eiehnis eintragen lassen. Die nötigen 
Antnjtsfannulan können Sie unfor- 

X Hei den Umschatten und 
Berufs-Konsulalcn der Bun- 
desrepublik Deutschland; 

X beim Bundcswahllcitcr, SUllStl»** 
KundeSHinl. Pustfach SS 28. 
D-A200 Wiesbaden (siehe Coupon). 

Selbstverständlich können Sie I*** 
mehrere Antragsvordrucke - für Ihr« 
rnmillcnangeh.irlgcn. Freunde oder 
Kollegen - anfordern. 

>©*[ Du angefüllte Antrags!»""*. 
>Oi tor schicken Sie bitte sdmcfl" 
möglich iin die Gemeinde. In der we 
Ihrem Fortan; aus der Uundcsrepfü" 
Oruiscfifimif lulelzt gemeldet ware"- 
OitAnlnlg\fnrmulare müssen sf'j ,„. 
slens 21 Tage vor dem Wahltag do'1' 
gegangen sein, damit Sie in das      , „ 
Wählerverzeichnis eingetragen wem 
kUnncn. Uerückslchtigcn Sie bitte 
die längeren Postlaufzcitcn In «' V^t- 
weihnnchts/cit im internationale" 
verkehr, besonders von Übersee au* 

Weitere Einzelheiten entnehmen Sie 
bitte einem Merkblatt, das Sie 

Prospekt „Wahlrecht für 
Deutsche im Ausland" 

Mindestabnahme: 100 Exemplare 
Preis pro Mindestabnahme: 7,— DM 
Bestell-Nr.: 2847 

Alle Bestellungen an: IS-Versandzentrum, Postfach 1328, 4804 Versmold 
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